
Während der Bundesvorstand 
tagte, einigten sich die Verhand-
lungspartner in der Chemie- und 
Pharmaindustrie auf zwei Ge-
haltserhöhungen von jeweils 3,25 
Prozent im Januar 2023 und 2024 
und zwei steuerfreie Sonderzah-
lungen von je 1500 Euro (Seite 2). 
Ein Abschluss, der sich auf die Ver-
handlungen in der Papierindustrie 
auswirken könnte. 
 
In der Metall- und Elektroindustrie 
sind die bisherigen Verhandlungs-
runden gescheitert. Der  Pilotbezirk 
für den Tarifabschluss ist dieses 
Mal Bayern, die Tarifforderung 
liegt bei acht Prozent. Die  Friedens -
pflicht in der Metall- und Elektro-
industrie endet am 28. Oktober. 
Dann werden Streiks erwartet. 

Beschäftigtenbefragung 
 
In der Papierverarbeitenden 
 Industrie wird eine ver.di-Beschäf-
tigtenbefragung über die  Tarif -

forderungen stattfinden. Die Ver-
handlungen werden im Januar 
2023 beginnen. Inflation und 
Energiepreise werden ein wichti-
ger Faktor bei den Verhandlun-
gen sein. Die ver.di-Aktiven im 
 Öffentlichen Dienst haben inzwi-
schen eine Forderung von 10,5 
Prozent, mindestens jedoch 500 
Euro, beschlossen. Auch dort 
 werden die Verhandlungen, die 
auch den Kulturbereich etwa bei 
den Theatern oder Musikschulen 
 betreffen, Ende  Januar beginnen. 
 
In Baden-Württemberg werden 
die Buchverlage Ende November 
in die Tarifverhandlungen gehen. 
Die Verlagsbranche ist generell 
durch viele regionale Tarifverträge 
geprägt. 

Die Bundeskonferenz der Fach-
gruppe DVPI soll am 11./12. Feb-
ruar 2023 in Berlin durch den  Ein -
satz des Programms Open  Slides 
unterstützt werden.  Bis herige 
 Erfahrungen mit Open Slides bei 
ver.di-Konferenzen seien ganz 
überwiegend positiv gewesen.  
 
DruckerTage 
 
Der Termin für die DruckerTage 
vom 16. bis 18. Juni 2023 steht 
bereits. Überlegungen, dieses 
nicht nur branchenspezifische, 
sondern auch politische Forum 
künftig für ein breiteres und jün-
geres Publikum interessanter zu 
machen, haben begonnen. W 

 

Susanne Stracke-Neumann

Informationen für Mitglieder in Industrie und industriellen Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich A Okt. 2022

DVPI-Bundesvorstand
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nLiebe Kolleginnen 
und Kollegen, 
 
auf vielen Ebenen hat die Fusion 
unserer beiden Fachgruppen Ver-
lage, Druck und Papier und der 
Fachgruppe Industrie zur Fach-
gruppe Druck, Verlage, Papier 
und Industrie bereits Gestalt 
 angenommen. Die Kolleginnen 
und Kollegen haben sich  kennen -
gelernt und vielerorts die ge-
meinsame Arbeit aufgenommen. 
Neue Netzwerke wurden ge-
knüpft und gemeinsame Projekte 
entwickelt. 
 

 Ab sofort findet Ihr auch die neu-
esten Nachrichten und Meldun-
gen aus dem Bereich Industrie 
 digital an einem neuen Platz. 
Ebenso wird der Industrie-Report 
samt Archiv hier zu finden sein. 
Auch alle Neuigkeiten aus dem 
Bereich der Augenoptik, der 
 chemischen, Metall- und Elektro-
Industrie und der Beschäftigten 
der Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieure werden zukünf-
tig an  dieser Stelle veröffentlicht. 
 
 Interessante und aktuelle  Ver -
anstaltungshinweise, Bildungsan-
gebote von ver.di und zur  beruf -

lichen Weiterbildung sowie Litera-
turtipps werden auch nicht fehlen. 
Über die Euch bekannten Kurz-
links könnt Ihr die Website weiter-
hin erreichen. Über Meldungen 
aus den Betrieben und/oder den 

örtlichen ver.di- Gremien freuen 
wir uns jederzeit. Auch Anregun-
gen und Kritik sind immer will-
kommen. W 
 
Euer 
Jan Schulze-Husmann 
Gewerkschaftssekretär DVPI 

 
 
Und hier sind die Links: 
https://industrie.verdi.de  
https://industrie-report.verdi.de 
 
Und so erreicht Ihr uns per 
E-Mail: fb-a@verdi.de  

Im Mittelpunkt der jüngsten Sitzung des Bundes-
vorstands der Fachgruppe Druck, Verlage,  
Papier und Industrie standen die Vorbereitung 

der Bundeskonferenz im Februar im Rahmen  
der ver.di-Organisationswahlen und die nächsten 
Tarifrunden.

Vorbereitung auf Tarifrunden 
und Bundeskonferenz
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Der zweite Tag der ver.di-Zu-
kunftstage zu Digitalisierung, 
Dekarbonisierung und demo-
grafischem Wandel stand im 
Zeichen der Workshops mit 
den verschiedenen Fachberei-
chen. Es zeigte sich deutlich, 
dass wirklich jeder Fachbe-
reich und jede Arbeitnehmerin 
und jeder Arbeitnehmer von 
den Themen betroffen ist. 

Den Workshop zur Energiewende 
im Fachbereich A begann Chris-
toph Schmitz, Bundesvorstands-
mitglied und Leiter des FB A mit 
einem Rückblick auf die 90er 
Jahre, mit der Liberalisierung der 
Energiewirtschaft. Er betonte, 
dass politische Vorgaben zur 
Transformation der Energiever sor-
gung nur in enger Abstimmung 
mit den Beschäftigten durchge-
führt werden können. Die Zusam-
menarbeit mit der Politik und mit 
Tarifverträgen habe beim Ausstieg 
aus der Kernenergie und Kohle-
verstromung gut funktioniert. Die 
Energiewirtschaft habe zur CO2- 
Reduktion bislang den größten 
Beitrag geleistet: von 466 Millio-
nen Tonnen CO2 im Jahr 1990 auf 

220 Millionen Tonnen CO2 im Jahr 
2020. Der Verkehr, und damit 
auch die Automobilindustrie, 
habe im gleichen Zeitraum nur 
von 163 auf 150 Millionen Ton-
nen CO2 reduziert. 

Thies Hansen, Betriebsrats-Vorsit-
zender bei Gasnetz Hamburg, gab 
einen Überblick über die derzei-
tige Lage. Durch die gefüllten 
Gasspeicher sehe er für diesen 
Winter keine Probleme bei der 
Versorgungssicherheit. Der nor-
male Haushalt hat leider wenig 
Möglichkeiten zur Einsparung, in 
der Industrie wurden aufgrund 
unterbrochener Lieferketten zirka 
15 Prozent weniger verbraucht. Er 
nahm auch Stellung zum Strom-
export nach Frankreich, wo in die-
sem Sommer 27 Anlagen wegen 
Wassermangel ausgefallen sind. 
Der Anteil der erneuerbaren Ener-
gien ist von 1,3 Prozent im Jahr 
1990 auf 16 Prozent im Jahr 2020 
gestiegen. Trotzdem gibt es bei 
den erneuerbaren Energien ein 
Genehmigungs- und  Ausbau -
problem der Netze und Anlagen. 
Weiter würden Fachkräfte für die 
Montage der Anlagen fehlen. 

Um den erneuerbaren Energien 
eine Planungssicherheit zu geben, 
bestimme das teuerste Kraftwerk 
den Preis. Dies führt jetzt dazu, 
dass Versorger mit erneuerbaren 
Energien satte Gewinne machen. 
Dieses System gelte es zu über-
denken. 

Für neue Energiequellen werde 
auf grünen Wasserstoff gesetzt, 
jedoch bedeute Wasserstoff auch 
das Festhalten an alter Technik. 
Für die Industrie werde weiterhin 
Gas als Prozesswärme gebraucht. 
Es seien daher mehrere Schritte 
und ein Mix aus Strom und Gas 
erforderlich. Für die Hausversor-
gung sind Wärmepumpen mög-
lich, dies werde jedoch in den 
Ballungsräumen wegen der 
Stromnetze nicht möglich sein. 

Die Speichermöglichkeiten sind 
derzeit noch sehr gering. Hier 
denkt man zukünftig an das 
 Speichern von Wasserstoff und 
Batterien. Bayern und Baden-
Württemberg hängen beim Lei-
tungsausbau und Windkraft 
 zurück. Dies führe dazu, dass er-
zeugte Energie aus  Fotovoltaik -
anlagen nicht abgenommen wer-
den konnte. 

Zusammengefasst sind die He-
rausforderungen für die Zukunft: 
Die Veränderungsprozesse funk-
tionieren nur mit Beteiligung der 
Beschäftigten, so Christoph 
Schmitz. Dezentrale Erzeugung 
und Netzausbau soll für mehr 
 Versorgungssicherheit sorgen.  
Auf dem drängenden Programm 
 stehen Versorgung mit Wärme, 
Netzausbau, Speicher, Ausbau 
 Erneuerbarer Energien, Mengen-
planung beim Strom (wegen  
E-Mobilität wurde der Bedarf in
2030 von 595 Terawattstunden
TWh auf 715 TWh heraufgesetzt), 
beschleunigte Genehmigungsver-
fahren, Gesetzgebung auch mit
Blick auf die Beschäftigten, Gute
Arbeit und gute Ausbildung in der
Energiewirtschaft. W

Ulrich Bareiß 

ver.di-Zukunftstage 

Aus der Krise 
in die Zukunft  investieren

Tarifergebnis Chemie

Sonderzahlungen 
und Gehalts- 
erhöhungen 

Die Verhandlungspartner für  
die Chemieindustrie haben am 
18. Oktober ein Ergebnis er-
zielt: Die rund 580.000 Be-
schäftigten in der Chemie- und
Pharmabranche bekommen
zweimal jeweils 1500 Euro als
steuerfreie Sonderzahlung und
zwei  Lohn erhöhungen von je
3,25 Prozent zum 1. Januar
2023 und zum 1. Januar 2024. 
Die Laufzeit des Tarifvertrags
endet am 30. Juni 2024. Der
Tarifvertrag gilt für rund 1900
Betriebe.

Angebot der Regierung 
Die verhandelnde Gewerkschaft 
IG BCE resümiert: „Nettoentlas-
tung von bis zu 15,6 Prozent“. 
„Mit dem tariflichen Inflations-
geld wird das Angebot der 
Bundesregierung, zur Entlas-
tung der Menschen Arbeitge-
berzahlungen von bis zu 3000 
Euro steuer- und abgabenfrei 
zu stellen, voll ausgenutzt“, 
 erklärt die IG BCE.  W

https://kurzelinks.de/60k9 

Eine Veranstaltung wie die 
ver.di- Zukunftstage war über-
fällig und sollte regelmäßiger 
Bestandteil der Gewerkschafts-
politik werden, denn ver.di mit 
seinen vielen Branchen bietet 
die einmalige Chance, von den 
verschiedensten Fachbereichen 
zu lernen. Daher war der „Blick 
über den Tellerrand“ bei dieser 
Veranstaltung eine sehr gute 
Gelegenheit für alle Mitglieder.  

Die ver.di-Personengruppe Meis-
ter*innen, Techniker*innen, 
 Ingenieur*innen (mti), früher 

der Arbeitskreis Ingenieure und 
Naturwissenschaftler (AIN) und 
die Fachgruppe Industrie/Indus-
trielle Dienstleistungen, heute 
Teil der Fachgruppe DVPI, haben 
sich mit den Themen Digitalisie-
rung, Nachhaltigkeit, Wasser-
stoff und Verkehrswende bereits 
seit Jahren beschäftigt und 
sehen sich in ihrer Arbeit bestä-
tigt. Daher gibt uns eine solche 
Veranstaltung Kraft und einen 
Schub für die Zukunft. W

Ulrich Bareiß 
DVPI und mti 

Kommentar 

Schub und Kraft 
für die Zukunft
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Die ver.di-Zukunftstage Ende 
September standen unter dem 
Motto der „3D“: Digitalisie-
rung, Dekarbonisierung, demo-
grafischer Wandel.  
 
Der erste Tag der Veranstaltung 
fand hybrid statt, also mit rund 
100 Teilnehmer*innen in der Bun-
desverwaltung und zirka 300 Teil-
nehmer*innen online. Die Pro-
gramme des zweiten Tags mit den 
Workshops und des dritten Tags 
mit der Zusammenfassung waren 
ausschließlich online konzipiert 
(siehe Seiten 2 und 7). 
 
Der erste Tag: 
Wo drückt der Schuh 
Den ersten großen Aufschlag 
machte der ver.di-Vorsitzende 
Frank Werneke. Er erläuterte, 
warum ver.di inmitten der Krisen 
diese Veranstaltung macht. Ge-
rade in Krisenzeiten sei es wich-
tig, an die Zukunft zu denken und 
die soziale und ökologische Trans-
formation mitzugestalten. Leider 
seien jedoch die Arbeitgeber aus 
den Dienstleistungsbranchen bei 
der von Olaf Scholz angeregten 
„Allianz zur Transformation“ 
nicht beteiligt.  

Der Begriff der Digitalisierung 
war anfangs stark von der Indus-
trie geprägt (Industrie 4.0), wobei 
mit Multimedia und Onlineplatt-
formen dies im Dienstleistungsbe-
reich bereits in der 1990er Jahren 
seinen Anfang nahm. Hier konnte 

man bereits die Veränderungen in 
der Arbeitswelt (Arbeitsmenge, 
Belastung, Kontrolle) beobachten 
und die Marktmacht einzelner di-
gitaler Konzerne erleben. Heute 
stellen wir einen vereinzelten und 
strukturbedingten Arbeitsplatzab-
bau fest, generell kann der Bedarf 
an Arbeitsplätzen jedoch nicht 
 gedeckt werden.  
 
Werneke fordert für die Zukunft 
eine Stärkung der betrieblichen 
Mitbestimmung, eine Verbesse-
rung des Arbeitszeitschutzes, ein 
digitales Zugangsrecht der Ge-
werkschaften gerade bei  Home -
office, einen erweiterten Arbeit-
nehmerbegriff, verbesserten 
Arbeitnehmerdatenschutz und 
Mitbestimmung bei  Personal -
planung und -bemessung. 
 
Um die Klimaziele, also Klimaneu-
tralität bis 2045, zu erreichen, dür-
fen trotz der derzeitigen Krise die 
Ziele nicht aufgeweicht werden, 
erklärte Werneke. Die derzeitige 
Energiekrise müsse als Booster 
für die Dekarbonisierung genutzt 
und unsere Importabhängigkeit 
reduziert werden. Vielmehr brau-
che es ein Beschleunigungspro-
gramm, um bis 2030 80 Prozent 
der Stromerzeugung klimaneutral 
zu gestalten. Da die Idee, Gas als 
Brückentechnologie einzusetzen, 
nicht mehr möglich sei, müsse die 
Wasserstofferzeugung mit grü-
nem Strom beschleunigt werden. 
Und nur mit dem Ausbau des 
 Öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV) funktioniere die 
Verkehrswende. 
 
Die Generation der Babyboomer 
geht in den Ruhestand, daher 
trägt dieser demographische 
Wandel in fast allen Branchen zu 
einem Mangel an Arbeitskräften 
bei. Man spreche nicht mehr von 
einem Fachkräftemangel, sondern 
bereits von einem Arbeitskräfte-
mangel. Verstärkt werde das Pro-
blem dadurch, dass eine schwa-
che Tarifbindung und fehlende 
duale Ausbildung zu einem Man-

gel an Azubis führten. Wir müss-
ten daher ein attraktives Land  
im globalen Wettbewerb werden  
und Zuwanderung über entspre-
chende Gesetze mit den Faktoren 
Ausbildung, Sprachkenntnisse, 
Alter und Berufserfahrung ermög-
lichen. 
 
Schere zwischen Arm 
und Reich 
Jan Dieren, Bundestagsabgeord-
neter der SPD und Mitglied im 
Ausschuss für Arbeit und Soziales, 
ging in seinem Beitrag auf die 
 aktuelle Krisenbewältigung und 
deren Maßnahmen ein. Leider 
gehe in jeder Krise die Schere 
zwischen Arm und Reich weiter 
auseinander, so erlitten die 
Reichsten keine Wohlstandsver-
luste. Ganz im Gegenteil, die Zahl 
der Milliardäre sei weltweit ge-
stiegen, sagte Dieren, auch Ein-
zelhandelskonzerne im Lebens-
mittelbereich wie Lidl und Aldi 
hätten ihr Vermögen vermehrt. 

Daher seien die Reichen in Form 
einer Vermögensabgabe mehr in 
die Verantwortung zu nehmen.  
 
Die Dekarbonisierung sei kein 
Trend, wie so manche sagten, 
sondern unsere Zukunft als Ge-
sellschaft. Deglobalisierung sieht 
Dieren nicht als Zukunftsthema, 
sondern als einen Weg in die 
 Vergangenheit. Der Sozialdienst 
müsse politisch aufgewertet wer-
den, dies können Gewerkschaften 
nicht leisten. 

Mitbestimmung für  
Nachhaltigkeit 
Dr. Claudia Bogedan, Geschäfts-
führerin der Hans-Böckler-Stif-
tung, gab eine wissenschaftliche 
 Einschätzung ab: Durch die Platt-
formen haben wir  Steuerungs -
gewalt abgegeben, auch haben 
sich eigene europäische Wege bei  
der Digitalisierung zerschlagen. 
Derzeit lebten wir zwischen dem 
 Risiko eines Fachkräftemangels 
und einer Massenarbeitslosigkeit 
durch die Krise. Auch herrsche bei 
Umfragen eine hohe Unzufrieden-
heit mit dem Krisenmanagement 
der Regierung. Überall da, wo 
keine Mitbestimmung und Tarif-
bindung bestehen, würden The-
men wie Nachhaltigkeit, Belas-
tung, Mitarbeiterzufriedenheit 
weniger beachtet. 
 
In der anschließenden Diskussi-
onsrunde kristallisierten sich fol-
gende Punkte heraus: Die Zukunft 
sollte eine dezentrale  Energie -
versorgung von möglichst vielen 
sich selbst versorgenden  Haus -
halten sein. Bevor man verstärkt 
auf  Zuwanderung setze, sollten 
die Arbeitsbedingungen und 
 Arbeitsorganisation verbessert 
werden. Dadurch würden wieder 
mehr Kolleg*innen beispielsweise 
in die Pflegeberufe zurückkehren 
und könnten Teilzeitkräfte mehr 
arbeiten. Die Privatisierung der 
öffentlichen Daseinsvorsorge sei 
der falsche Weg gewesen. W 
 
Ulrich Bareiß 

ver.di-Zukunftstage 

Soziale und ökologische 
Transformation mitgestalten
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Krankheitshalber nur online 
dabei: Frank Werneke.

Jan Dieren

Claudia Bogedan
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Ich habe Angst! Was in die-
sem Jahr schon passiert ist 
und womöglich noch passie-
ren wird, hätte ich mir nie 
mehr vorstellen wollen. 
 
Da ist zum einen ein Möchte-
gernzar auf die Idee gekommen, 
Russland wieder zu einem Welt-
reich zu machen. Und im Feb-
ruar wollte er fürs Erste auf die 
Schnelle mal die Ukraine einsa-
cken. Als Waffen setzt er Bom-
ben, Drohnen und Erdgas ein.  
Und dazu geht meine Hoffnung 
auf den endgültige Atomaus-
stieg den Bach runter. Bis vor 
wenigen Wochen dachte ich, 
Kanzlerin Angela Merkel hätte 
den 2011 durchgesetzt gehabt – 
aus Angst nach dem Fukushima-
Doppel-GAU. Denn die Physike-
rin mit  Strahlenforschungs -
erfahrung hatte damals logisch 
denkend begriffen: Fukushima 
kann überall passieren.  
 
Aus Angst hatte ich am 31. März 
1984 meine eigene „Atomkar-
riere“ als Jungingenieur been-
det. Ich hatte schon damals 

 begriffen: Atomkraft ist  knall -
gefährlich. Ich hatte am kaum 
 bekannten, aber einst drei Milli-
arden Mark teuren Atomreaktor-
simulator TRAM (auch 3D-UPTF 
benannt) mitgearbeitet. Ein 
TRAM-Experiment ergab, was 
später in Fukushima passierte: 
Naturumlauf des Kühlmittels im 
Reaktorkern führt zum GAU. 
Auch wenn die GRS, die Bundes-
deutsche Gesellschaft für Reak-
torsicherheit mir gegenüber noch 
2009 beschwichtigte,  „Natur -
umlauf kann nie passieren“: 
Zwei Jahre später folgte der 
 japanische Doppel-GAU. 
 
Seit ein paar Monaten gebärden 
sich Halblinke wie Rechte, Rote, 
Schwarze, Gelbe, Grüne, Dunkel-
braune oder Orange wie Popu-
list*innen. Denn statt sich ernst-
haft zu fragen, wie der Ausstieg 
aus den explosionsartig im Preis 
steigenden und umweltfreveln-
den Fossilien von Kohle über 
Erdöl bis Frackinggas noch 

schneller gelingen kann, palavern 
viele von ihnen teils wieder über 
den Rücksturz in die Atomstrom-
technologie.  
 
Sicherheit unter ferner 
 liefen 
Bis heute ist weder das eine Mil-
lion Jahre sichere Endlager gefun-
den. Noch hat sich an der Sicher-
heit von Atommeilern ein Deut 
verbessert. Im Gegenteil! Und das 
macht mir gerade wirklich Angst: 
Seit 2009 – das ist sinnigerweise 
der Zeitpunkt meines Besuchs bei 
der GRS – wurden die drei noch 
laufenden Atommaschinen von 
Isar/Ohu 2, Emsland und Neckar-
westheim 2 zum letzten Male 
einer intensiven Sicherheitsüber-
prüfung unterzogen. Die ist nach 
EU-Recht alle zehn Jahre fällig 
und dauert auch schon mal  
36 Monate. Aber weil ja die letz-
ten drei Atomdinos Ende 2022 
wirklich am Ende sein sollten –  
so steht es im deutschen  Atom -
gesetz –, ließ selbst die EU-
 Kommission Gnade vor Recht er-
gehen.  
 
Eigentlich alle handelnden Politi-
ker*innen von Grünen über FDP 
bis AfD sind momentan irgendwie 
für das Ende vom Ausstieg. Und 
kaum wurde über den  „Streck -
betrieb“ zweier Atomdinos 
 entschieden, schon kommen 
 Forderungen nach dem Wieder-
 Wiedereinstieg. Zum Beispiel von 
Markus Söder (CSU). 
 
Es wäre nicht der erste 
 Ausstieg vom Ausstieg 
Immer wieder wird beteuert, 
Deutschlands AKW seien „sicher“. 
Doch was bedeutet dieser Begriff 
eigentlich faktisch? „Wenn von 
sicher geredet wird, zählt immer 
der angelegte Bewertungsmaß-
stab. Bei den drei noch laufenden 
Meilern ist das also das Regel-
werk aus den 1980er Jahren“, er-
klärt Diplom-Physikerin Oda Be-
cker. Deren Studie für den BUND 
verdeutlichte außerdem, welche 
Gefahr Atomkraftwerke oder 
Brennstab-Zwischenlager in 
Kriegszeiten darstellen. Schnell 

Debattenbeitrag 

„Atomkraft: Ich habe Angst!“
mal eines in die Luft gejagt –  
und dann? Ich sehe bei einer Ver-
längerung hier Auswirkungen 
über die Grenzen hinaus: Wenn 
wir Deutschen, die wir ständig  
die kränkelnde Sicherheit von 
AKWs in Frankreich, Belgien oder 
 Tschechien bemängeln, uns nicht 
an EU-Vorgaben zur Überprüfung 
unserer Atommeiler  halten, 
warum sollen sich dann die 
 anderen Länder noch darum 
 scheren? 
 
Ich habe deshalb Angst! Um 
meine Kinder, Enkel, all die ande-
ren Menschen. Dass die künftig 
auf diesem Planeten leben müs-
sen mit der Angst, dass wieder 
einmal irgendwo Atomstrahlung 
freigesetzt wird, die ihre Gesund-
heit, ihr Leben gefährdet. Mit den 
Veränderungen durch die Klima-
katastrophe werden sie ja wohl 
ohnehin leben müssen. Bei so 
 vielen Politiker*innen, die ihr 
Atom-Fähnchen nach dem Wind 
schwenken. Und nicht zuletzt gibt 
es Menschen aus der Umweltbe-
wegung, die diese durch ihr „Ja“ 
zur möglichen Atomverlängerung 
verraten. Darunter die Fridays-  
for-Future-Vorzeigefrauen Greta 
Thunberg und Luise Neubauer.  
 
Gute Nacht, Zukunft. Mich frös-
telt. Ich habe Angst. 
 
PS: Die Mitarbeitenden in den 
drei noch laufenden AKWs haben 
womöglich weniger Angst als ich. 
Aber mit ihnen geht die verant-
wortliche Politik sehr kaltschnäu-
zig um. Denn in dem Gezerre um 
Kaltreserve oder verlängerten 
 Betrieb wurde erst zwei Monate 
vorher entschieden, worauf  
die Belegschaften sich ab dem 
1.1.2023 wirklich einstellen müs-
sen. Am 17. Oktober verkündete 
Kanzler Olaf Scholz: Die drei 
noch laufenden Atommeiler 
werden bis zum 15. April 2023 
weiterbetrieben – und so lange 
soll das Personal in den  Kraft -
werken bleiben. W 
 
Heinz Wraneschitz 
Journalist, Ingenieur, ver.di-Mitglied 
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Es ist sehr heiß hier unten am 
Boden im September. Wahr-
scheinlich kühlt den Mon-
teur*innen in etwa 50 Metern 
Höhe der Wind etwas die 
Stirn. An der 380-Kilovolt-
(380kV)  Höchstspannungs -
leitung, die von der Nord-Süd-
Stromtrasse Würgau-Raiters- 
aich zum Umspannwerk 
 Erlangen-Kriegenbrunn ab-
zweigt, sind 32 Mitarbeitende 
des Übertragungsnetzbetrei-
bers (ÜNB) Tennet an diesem 
Tag dabei, die alten Zwei-Lei-
ter-Bündel der so genannten 
„Kuppelleitung“ durch Leiter 
mit vier Einzelseilen zu  er -
setzen. 
 
Dass dieser Seiltausch an den be-
stehenden Masten passiert, er-
klärt Georg Praehauser so: „Diese 
Leitung hat das entsprechende 
Potenzial“, also die Tragfähigkeit 
für die schwereren Seile. Er ist seit 
Jahresbeginn Tennet-Verantwort-
licher für alle großen Drehstrom-
leitungs-Projekte dieses ÜNB. Er 
weist auf einen weiteren Umwelt-
Aspekt dieses Umbaus hin: „Die 
neuen Leitungsseile sind be-
schichtet und deshalb leiser als 
die alten.“ 
 
Und hier werde sogar die Strom-
belastbarkeit nicht nur durch die 
Vierseiltechnik, sondern zusätz-
lich „durch Freileitungsmonito-
ring erhöht. Die Temperatur im 
Seil wird errechnet aus Wind, 
Lufttemperatur, Strom. Über 80 
Grad warm darf das Seil aber 
nicht werden“, stellt Tennet-Spre-
cher Markus Lieberknecht klar: 
Sonst würden die Abstände der 
Leitungen untereinander und zum 
Boden zu gering; es könnte zu 
Überschlägen kommen. 
 
Nicht überall laufen die Leitungs-
projekte so ruhig und ohne Kriti-
ker ab wie hier. Zum Beispiel am 
südlichen Ende jener Trasse, von 
der die besuchte abzweigt: Vom 
Umspannwerk Raitersaich in Mit-
telfranken in Richtung Niederbay-

ern nach Südosten will Tennet die 
so genannte „Juraleitung“ als 
„Ersatzneubau“ von 220kV auf 
380kV hochrüsten und komplett 
neu trassieren. Das zugehörige 
Raumordnungsverfahren (ROV) 
durch vier Bayerische Regierungs-
bezirke wurde bereits abgeschlos-
sen. 
 
Die Juraleitung entstand Ende der 
1940er Jahre, ist also in die Jahre 
gekommen. Nun soll der Ersatz-
neubau kommen – mit größeren 
Masten und höherer Spannung 
auf veränderter Trasse. Es werden 
also andere Ortschaften und 
Menschen betroffen sein als 
durch die „alte“. Seit Jahren 
kämpfen deshalb Bürgerinitiati-
ven (BI) entweder gegen die Neu-
trassierung – oder sie stellen gar 
die Notwendigkeit des  Ersatz -
neubaus in Frage. Weil die Jura-
leitung aber im vom Bundestag 
beschlossenen Bundesbedarfs-
plan für den Stromnetzausbau 
steht, ist die Aufrüstung grund-
sätzlich vorgesehen. 
 
Doch obwohl das ROV für die 
 Juraleitung abgeschlossen ist, 
kämpfen die Trassengegner wei-
ter gegen den „Ersatzneubau“. 

Sommer-Reportage 

Höchstspannungstrassen: 
Ein Thema – zwei Sichtweisen

Ganz umstritten dabei ist der Ab-
schnitt zwischen den Umspann-
werken Raitersaich und Altdorf-
Ludersheim. Denn bis jetzt ist 
offen, wo dieser Leitungs-Ab-
schnitt enden soll. In Altdorf und 
Schwabach scheint kein Flächen-
erwerb möglich. Laut Tennet soll 
es zwar Alternativen geben. Doch 
wie geht das mit dem ROV zu-
sammen, also dem von den Be-
zirksregierungen genehmigten 
Trassenkorridor? „Was im ROV 
steht, muss nicht gleich der 
 Planfeststellung sein“, antwortet 
 Tennet-Sprecher Markus Lieber-
knecht. Doch wann kommt dieser 
nächste Planungsschritt? 
 
Konsequente Information 
oder „Zersplitterung“? 
Und wie erfahren Betroffene 
davon? „Unsere digitale Kommu-
nikation und Beteiligung setzen 
Maßstäbe“, heißt es von Tennet-
Seite. Das empfinden die meisten 
BIs nicht so. Online-Meetings 
könnten nicht das persönliche 
Aufeinandertreffen ersetzen, ar-
gumentiert BI-Sprecherin Dörte 
Hamann einerseits. Und anderer-
seits nennt sie es „Kommunikati-
onszersplitterung“, wenn Tennet 
in fünf Orten, oft in räumlichem 

Abstand zur geplanten Trasse, In-
formationsveranstaltungen durch-
führt – und nichtöffentliche Tref-
fen mit den BIs. Die wünschen 
sich nämlich „einen runden Tisch 
und Infos für alle zur gleichen 
Zeit“. 
 
Zwar setzt Georg Praehauser auf 
„eine konstruktive Zusammenar-
beit zwischen allen Beteiligten“. 
Aber wie zu hören ist, wollen nur 
wenige Bauern ihr Land – ob in 
Ludersheim oder sonstwo rund 
um Altdorf und Schwabach – ver-
kaufen oder tauschen, damit das 
neue Umspannwerk entstehen 
kann. Es gibt gar Kommunen, die 
sich juristischen Rat einholen, um 
gegen die Ersatzneubau-Pläne 
vorzugehen. 
 
Dabei bestätigt der Tennet-Direk-
tor Praehauser: „Wir bekommen 
jetzt immer mehr Druck. Auch 
durch den Ukrainekrieg. Denn 
Energie ist einer der wichtigsten 
Rohstoffe.“ Es bleibt also span-
nend. Nicht nur bei der  Jura -
leitung, sondern beim gesamten 
Übertragungsnetzausbau. W 
 
Heinz Wraneschitz 
Journalist, Ingenieur, ver.di-Mitglied 
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Die drei Sommermonate mit 
dem 9-Euro-Ticket waren ein 
Erfolg – zumindest, was die 
Verkaufszahlen von 52 Millio-
nen Exemplaren angeht. Wenn 
man die Mitarbeiter*innen in 
den Regionalzügen fragt, be-
kommt man eine andere Ant-
wort. Doch wie es mit einem 
Anschlussticket aussieht, 
darum gab es bald eine hef-
tige Diskussion. 
 
Inzwischen haben sich Bund und 
Länder auf ein 49 Euro teures 
bundesweites Nahverkehrsticket 
geeinigt, das zum 1. Januar 2023 
eingeführt werden soll und nur im 
monatlich kündbaren Abonne-
ment zu haben ist. Dem Berliner 
Senat war das zu langsam und zu 
teuer: In den Monaten Oktober, 

November und Dezember 2022 
gibt es hier ein 29-Euro-Ticket, 
ebenfalls als Abo-Fahrkarte, aller-
dings nur im städtischen AB-
 Bereich, denn das Land Branden-
burg zog nicht mit. 
 
Das Bündnis Sozialverträgliche 
Mobilität, in dem ver.di eine wich-
tige Rolle spielt, hatte schon früh 
eine Anschlusslösung gefordert, 
denn das günstige Ticket habe 
vielen Menschen drei Monate 
lang eine Mobilität angeboten, 
die sie sich vorher nicht leisten 
konnten. Allerdings war das Ticket 
eher in den Städten ein Verkaufs-
schlager, wo die Verkehrsinfra-
struktur gut ausgebaut ist. Die 
Mercator-Stiftung eruierte, dass 
pro Käufer*in zwischen acht und 
15 PKW-Kilometer eingespart 

wurden. Wie der ADAC ermittelte, 
wünschten sich sogar Autofahrer 
ein Nachfolgeangebot und der 
Verein selbst plädierte für mehr 
Investitionen in den Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV). Das 
Bündnis „ÖPNV braucht Zukunft“, 
zu dem ver.di gehört, hat die Ver-
kehrsministerkonferenz zu Milliar-
den-Investitionen aufgefordert. 
 
Der Verband Deutscher Verkehrs-
unternehmen (VDV) hat im Auf-
trag von Bund und Ländern 
 wöchentliche Befragungen bei 
Käufern und Nicht-Käufern durch-
geführt: Danach haben im August 
17 Prozent mehr den ÖPNV statt 
anderer Verkehrsmittel genutzt, 
worunter aber auch das Rad 
zählte. Zehn Prozent hätten 
wegen des 9-Euro-Tickets auf 
mindestens eine tägliche Auto-
fahrt verzichtet. Hilmar von Lo-
jewski vom Deutschen Städtetag 
meinte dazu bei einer Veranstal-
tung von „Agora Verkehrs-
wende“: „Wir müssen jeden 
Strohhalm ergreifen, um die Men-
schen vom Auto in den ÖPNV zu 
bekommen.“ W 
Susanne Stracke-Neumann 

ÖV-Atlas Deutschland 2022 
https://kurzelinks.de/s1ir 

Mobilität der Zukunft 

Breite Diskussion um günstige 
Verkehrstickets 

Die Plattform „mendi.net“  
ist ein gemeinsames Projekt 
von ver.di und dem Institut 
für Forschung, Training und 
 Projekte (IFTP) und will Men-
tor*innen für die  Weiter -
bildung qualifizieren und ver-
netzen. Gefördert wird das 
Vorhaben durch das Bundes-
bildungsministerium. 
 
Der Wandel in der digitalisierten 
Arbeitswelt sei nur mit der Be-

teiligung aller Beschäftigten an 
betrieblicher Weiterbildung zu 
schaffen, sind die Initiatoren von 
„mendi.net“ überzeugt. Dabei  
sind Betriebs- und Personalräte in 
einer Schlüsselrolle. Sie, aber auch 
 einzelne Beschäftigte, können  
den Einsatz von Weiterbildungs-
mentor*innen anregen und för-
dern. Bei Interesse stellen die 
 Projektbeteiligten die Weiterbil-
dungsmöglichkeiten den  betrieb -
lichen Interessengruppen auch vor. 

mendi.net 

Netzwerk für  Weiter - 
bildungsmentor*innen

Kurzmeldungen 
Digitalisierung 
soll Bauen schnel-
ler machen 
Bundesbauministerin Klara 
Geywitz will das Bauen durch 
den Einsatz digitaler Mittel bei 
Bauplanung, -antrag und -aus-
führung schneller machen. 
Blackprintpartners, ein Netz-
werk für die Digitalisierung, 
und der Zentrale Immobilien 
Ausschuss (ZIA) betonen den 
Wert der digitalen Planung 
nicht nur bis zu Baufertigstel-
lung. Es gingen immer noch 
viel zu viele Daten nach dem 
Bau verloren. Für eine Kreis-
laufwirtschaft sei die Kenntnis, 
was verbaut worden ist, we-
sentlich, um Material wieder-
verwenden zu können. „Digital 
Modeling“ solle verpflichtend 
werden für mehr Transparenz 
beim Bauen. ZIA und Black-
printpartners haben dazu 
Handlungsempfehlungen ver-
öffentlicht. 
https://kurzelinks.de/fp13 
 

Klimaneutral 
drucken – geht 
das? 
Diese Frage stellt die neue Aus-
gabe von „Druck + Papier“. 
Bisher bemühen sich nur 
 wenige Druckereien um den 
Klimaschutz. Der Artikel stellt 
die Maßnahmen der Druckerei 
Lokay in Rheinheim vor. W 
https://kurzelinks.de/z7bp 

 
 Nachwuchs -
gewinnung für 
Geo-Berufe 
Wie man mehr Nachwuchs für 
die Geo-Berufe gewinnen 
kann, ist ein Thema in der Aus-
gabe 2022 der Zeitschrift für 
Geodäsie, Geoinformation und 
Landmanagement. Der Schwer-
punkt liegt bei den Aufsätzen 
auf Nordrhein-Westfalen, da in 
diesem Jahr die INTERGEO in 
Essen zu Gast war. W 
https://kurzelinks.de/owka  
 

„Das Konzept der Weiterbil-
dungsmentor*innen setzt den 
Gedanken der betrieblichen Mit-
bestimmung lückenlos fort. Sie 
kommunizieren mit Kolleg*innen 
auf  Augenhöhe, sie belehren 
nicht, sondern informieren, neh-
men Ängste und bauen Hürden 
ab. Sie setzen sich für eine ge-
rechte Personalauswahl bei Wei-
terbildungen im Betrieb ein.“, 
beschreibt die Plattform die Auf-
gabe von Weiterbildungsmen-
tor*innen.  
 
„mendi.net“ will helfen, ein 
 nationales Netzwerk aufzu- 
bauen. W 

                                                              sus 
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Um sich ein umfassendes Bild 
zur beruflichen Weiterbildung 
zu machen, besuchte der mti-
Bundesausschuss das DAA-
Technikum in Würzburg. 
 
Das DAA-Technikum ist ein Bil-
dungsinstitut für staatlich ge-
prüfte Techniker und Technikerin-
nen mit langer Tradition. Das 
DAA-Technikum hat seine Ur-
sprünge 1918 und wurde 1962 
von der ver.di-Quellgewerkschaft 
Deutsche Angestellten-Gewerk-
schaft DAG übernommen. Mit 
Gründung von ver.di wurde das 
DAG-Bildungswerk in die DAA 
(Deutsche Angestellten Akade-
mie) als Stiftung überführt und  
ist heute einer der größten deut-
schen Bildungsanbieter.  
 
Der Sitz der DAA ist in Hamburg. 
Es gibt 500 Standorte in Deutsch-
land. Insgesamt hat die Stiftung 
über 5.000 Mitarbeiter. Rund 
200.000 Teilnehmer*innen pro 

Jahr besuchen die DAA-Bildungs-
einrichtungen. Neben dem DAA-
Technikum mit aktuell 9.000 Teil-
nehmer*innen bildet die HFH 
(Hamburger Fernhochschule) mit 
aktuell 12.000 Studierenden und 
1.050 Abschlüssen pro Jahr (14 
Bachelor-Studiengänge, sieben 
Master-Studiengänge und ein 
Promotionsstudiengang) einen 
wichtigen Baustein in der  beruf -
lichen Weiterqualifikation. 
 
Geschäftsführer Dr. Martin Bleß 
führte den mti-Bundesausschuss 
zusammen mit Martina Dahncke 
durch das 2010 neu erstellte Ge-
bäude. Während die Grundlagen-
fächer in Frontalunterricht  statt -
finden, erfolgt ab dem dritten 
Semester der Unterricht in Grup-
penarbeit. Prüfungen finden an 
sieben Sonntagen im Jahr im gro-
ßen Prüfungssaal statt. Nach sie-
ben Semestern ist das Ziel staat-
lich geprüfter Techniker geschafft.  
   Die Weiterbildung in der DAA fin-

DAA-Technikum 

Gewerkschaftsangebot 
zur Fortbildung

det nebenberuflich statt, es ist ein 
Angebot an Menschen mit einem 
technischen Berufsabschluss. Die 
Dualmethode, die Verbindung von 
häuslichem, handlungsorientier-
tem Lernen und Präsenzunterricht 
sowie problemlösungsorientierte 
Gruppenarbeit bilden den Grund-
stock für eine praxisnahe Weiter-
qualifizierung und gute Berufs-
chancen. 
 

Weitere Schwerpunkte der DAA 
sind die Qualifikation von be-
nachteiligten Jugendlichen mit 
rund 26.500 Teilnehmer*innen, 
von Migrant*innen (31.000) und 
von Langzeitarbeitslosen (30.000) 
sowie der Unterricht in Alten-
pflege, Erziehung und  Heil -
berufen. W 

 

ub 

Im Rahmen der ver.di-Zu-
kunftstage wurde in einem 
von der ver.di-Bildungspolitik 
gestalteten Workshop vorge-
stellt, wie die Zukunft von 
Dienstleistungen unterstützt 
werden kann.  
 
Die Zukunft ist heute mit digitaler 
Transformation stark verbunden 
und der Fachkräftemangel ver-
langt nach Lösungen. Als wichti-
ger Schlüssel hierfür gilt die Wei-
terbildung. Betriebliche Praktiker 
zeigten, wie sie den Wandel der 
Arbeitswelt wahrnehmen, wie die 
betriebliche Mitbestimmung damit 
umgeht und welche Rolle sie der 
Qualifizierung der Beschäftigten 
beimessen. Auch die Wissenschaft 
kam zu Wort, um aus den Beispie-
len eine Grundlage für die Trans-
formation und Positionierung von 
ver.di zu zeigen. 

Beispiel Stadtverwaltung Mün-
chen: Durch frühes Einbinden der 
Menschen und gewerkschaftliche 
Unterstützung wurde ein nach-
haltiger „Münchner Weg“ der 
 digitalen Transformation geschaf-
fen. So hat der Stadtrat 2021 die 
„DigitalCharta“ beschlossen, wel-
che die Stadt als Arbeitgeberin 
verpflichtet, ihre Beschäftigten 
bei der Digitalisierung zu beglei-
ten und zu unterstützen. Beispiele 
sind Ausstattung von Homeoffice-
Arbeitsplätzen und umfangreiche 
Fortbildung.  
 
Beispiel Kliniken Südostbayern: 
Die Digitalisierung wird in den 
sechs Kliniken Südostbayerns 
 gemeinschaftlich vorangetrieben. 
Neben einer Verbesserung der 
 Patientensicherheit und einer 
 optimierten Zusammenführung 
wichtiger Patientendaten aus 

Weiterbildung 

Schlüssel für Fachkräftemangel 
 unterschiedlichen Bereichen soll 
die Digitalisierung auch deutliche 
 Arbeitserleichterungen für die 
Mitarbeiter*innen mit sich brin-
gen – vor allem beim  Pflege -
personal.  
 
Zur Karriereplanung werden in-
nerbetriebliche Mentor*innen 
eingesetzt. Es wurde eine Soft-
ware-Vereinbarung abgeschlos-
sen, Schulungen zur Bedienung 
der Software und Handhabung 
der elektronischen Patientenakte 
eingerichtet. Personalbindung 
wird als zentrale Aufgabe  ge -
sehen. Gefragt wurde auch, was 
es in Teams oder auf Stationen zu 
verbessern gilt. Daraus entstand 
ein Fortbildungskatalog mit sozi-
alpartnerschaftlichem Focus für 
Qualifizierungsoffensive, Karriere-
planung und innerbetriebliche 
Weiterbildungsmentor*innen. 
 

Prof. Dr. Uwe Elsholz betonte die 
Bedeutung von innerbetrieblichen 
Innovationen durch  kontinuier -
liches Lernen. Hier können Fach-
kräfte frei spielen, statt frei 
 gesetzt zu werden, und ver.di Po-
sitionen entwickeln. Dazu erklärte 
Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-
Bundesvorstand: „Wir sind erst 
am Anfang, Themen aufzunehmen 
und zu begreifen. Ver.di möchte 
nicht den Falschen nachlaufen, 
möchte mitgestalten und ist kein 
Verhinderer.“ W  
 
Christian Humburg 
mti München 

 
ver.di zur Weiterbildung: 
https://kurzelinks.de/g2d0  
 
DigitalCharta:  
https://kurzelinks.de/shv2  
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wir reden mit

Informationen für Meister*innen, Techniker*innen und Ingenieur*innen in ver.di Dez. 2020

Der Ausschuss war sich einig, dass 
es hier einer Novellierung zur Op-
timierung bedarf und wird dazu 
entsprechende Anträge zur Bun-
deskonferenz vorbereiten.  
 
Zur Vorbereitung auf den Bundes-
kongress wurden die Tagesord-
nung und die Geschäftsordnung 
einstimmig beschlossen. Weiter 
wurden Vorschläge für die Beset-
zung der Tagungsleitung, der An-
tragskommission und der Wahl-
kommission abgestimmt. Auch die 
Gästeliste und eine neue Form 
des Geschäftsberichtes wurden 
festgelegt. 
 
In einigen Landesbezirken haben 
die Landesbezirkskonferenzen 
 bereits stattgefunden, in einigen 

Wie üblich standen der Austausch 
der Landesbezirke, die Berichte 
aus den Arbeitskreisen und die 
Neuigkeiten aus dem Gewerk-
schaftsrat und der Bundesverwal-
tung auf dem Programm. Der 
neue Vorsitzende Stefan Markl 
 leitete die Sitzung. 
 
Die Probleme in der technischen 
Weiterbildung wurden im Bundes-
ausschuss intensiv diskutiert. 
Beim Maschinenbau zeigt sich ein 
deutlicher Rückgang der Auszubil-
denden und parallel dazu in der 
Weiterbildung. Dies wird ein Pro-
blem in der exportorientierten 
deutschen Industrie werden. Wei-
ter wurde intensiv das AFBG (Ge-
setz zur Förderung der beruflichen 
Aufstiegsfortbildung) besprochen. 

Berufliche Weiterbildung 
soll besser werden
Schwerpunkte der jüngsten Sitzung des mti-Bundesausschusses waren die berufliche  Weiterbildung 
und die Vorbereitung der mti-Bundeskonferenz mit den entsprechenden Anträgen.  Besucht wurde das 
DAA-Technikum in Würzburg (Seite 7).

Bundesausschuss

stehen sie unmittelbar bevor. Der 
mti Bayern hat am 13. Januar 
2023 den letzten Termin in diesem 
Veranstaltungsreigen. 
 
Der Arbeitskreis Tarif hat den ge-
planten Entgeltvergleich für Be-
rufseinsteiger*innen vorgestellt 
und wird einige Anträge zum Tarif 
im  Öffentlichen Dienst stellen. Der 
Arbeitskreis Umwelt und Gesund-
heit wird eine Aktualisierung 
unter Berücksichtigung der aktu-

ellen Lage beim Thema Wasser-
stoff vornehmen. Der Arbeitskreis 
Digitalisierung hat auf diverse 
Veranstaltungen von ver.di hinge-
wiesen. Berichte vom Gewerk-
schaftsrat durch Werner Filipowski 
und aus der Bundesverwaltung 
durch Christian Wille komplettier-
ten die aktuelle Information. 
 

Ulrich Bareiß 
mti-Bundesausschuss und mti-Bayern 

 

Mehr Infos: 

Weitere Informationen über das DAA Technikum: 
https://www.daa-technikum.de  
Gesetz zur Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung: 
https://www.gesetze-im-internet.de/afbg/ 

Okt. 2022
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Der mti-Bundesausschuss tagte dieses Mal in Würzburg, 
rechts der Vorsitzende Stefan Markl.
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